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Im Rahmen der Plenartagung am 7./8. Dezember 2011 wurde am Mittwoch, den 7. Dezember, der EWSA-Preis der Zivilgesellschaft 2011 verliehen. Am selben Tag nahm Grażyna Maria BERNATOWICZ, Unterstaatssekretärin für Europapolitik und Menschenrechte beim polnischen Minister für auswärtige Angelegenheiten, im Namen des amtierenden Ratsvorsitzes an der Plenar​tagung teil.

Am Donnerstag, den 8. Dezember, gab Staffan NILSSON, Präsident des EWSA, im Beisein von Jean-Paul DELEVOYE, Präsident des französischen Wirtschafts-, Sozial- und Umweltrates, eine Erklärung zu den Antworten auf die Finanzkrise ab.

Es wurden folgende Stellungnahmen verabschiedet:

1. 
WIRTSCHAFTS- UND FINANZPOLITIK
· Abschluss des ersten Europäischen Semesters für die Koordinierung der Wirtschaftspolitik: Orientierungen für die Politik der Mitgliedstaaten 2011-2012
Berichterstatter:
Michael SMYTH (Verschiedene Interessen – UK)

Referenzen:

KOM(2011) 400 endg. – CESE 1869/2011
Kernaussagen:

Die Europäischen Union und ihre Bevölkerung machen zurzeit die schwerste wirtschaftliche, soziale und politische Krise ihrer Geschichte durch, die drastische Auswirkungen auf die Mitgliedstaaten und deren Bevölkerungen hat. Sofortmaßnahmen sind erforderlich, um Schulden abzubauen, die öffent​lichen Finanzen zu konsolidieren und das Vertrauen der Bevölkerung und der Unternehmen zu stär​ken. Es besteht jedoch auch eindeutig Bedarf an langfristigen Reformen.
Vor diesem Hintergrund hält der Ausschuss die Europa-2020-Strategie für wichtiger denn je, da sie eine umfassende Agenda für Reformen bietet, die auf die Gewährleistung eines nachhaltigen Wachs​tums und eine widerstandsfähigere Union in der Zukunft abzielt.
Unter Berücksichtigung des ersten Europäischen Semesters 2011 legt die Stellungnahme den Schwer​punkt auf mehrere wichtige Aspekte, wie eine Stärkung der Governance der Strategie und eine Ver​besserung sowohl der Kommunikation als auch der konkreten Umsetzung der Strategie durch die Mitgliedstaaten.

Der Ausschuss ist der Auffassung, dass die Beteiligung der organisierten Zivilgesellschaft und der Sozialpartner an der Durchführung von Reformen und der Umsetzung einer Wachstumsstrategie für deren Erfolg ausschlaggebend sein wird. Er wird die nationalen Verwaltungen und die EU dazu ermutigen, hier Konkretes zu unternehmen.
Die europäischen Sozialpartner und die organisierte Zivilgesellschaft müssen zu den länderspezifi​schen Empfehlungen für jeden Mitgliedstaat konsultiert werden.

Der Ausschuss empfiehlt, in den Mitgliedstaaten einen ständigen Dialog einzurichten zwischen natio​nalen WSR oder vergleichbaren Organisationen und anderen Sozialpartnern und Interessenträgern wie KMU, Akteuren der Sozialwirtschaft, Vertretern von Think-Tanks und Hochschulen und allen, die im Bereich der Förderung des sozialen Zusammenhalts und der Chancengleichheit tätig sind.
Nach Auffassung des Ausschusses muss die gesamte Palette der verfügbaren Instrumente der Union zum Einsatz kommen, wenn der Erfolg der Europa-2020-Strategie gewährleistet werden soll. So sollte beispielsweise der mehrjährige Finanzrahmen 2014-2020 die Erreichung der Ziele der Europa-2020-Strategie unterstützen.
Die politische Resonanz der Europa-2020-Strategie sollte gestärkt und das Bewusstsein der Bürger für diese Strategie geschärft werden, insbesondere mit Blick auf die ernsthaften Herausforderungen für unsere Gesellschaften.

Der Austausch bewährter Verfahrensweisen auf EU-Ebene sollte nachdrücklich gefördert werden.

Der Ausschuss erklärt sich erneut bereit, sowohl als Plattform für den Informationsaustausch und die Zusammenarbeit zwischen nationalen WSR, Sozialpartnern, Akteuren der Zivilgesellschaft und den europäischen Institutionen als auch als Plattform für den Austausch von Meinungen und Erfahrungen zwischen Interessenträgern zu fungieren.

Ansprechpartnerin:
Ana DUMITRACHE
(Tel.: 00 32 2 546 81 31 – E-Mail: ana.dumitrache@eesc.europa.eu)
· Änderung von Vorschriften zu Risikoteilungsinstrumenten für Mitglied​staaten in Schwierigkeiten
Berichterstatter:
Michael SMYTH (Verschiedene Interessen – UK)
Referenzen:

KOM(2011) 655 endg. - 2011/0283 (COD) – CESE 1852/2011
Kernaussagen:

Die anhaltende Wirtschafts- und Finanzkrise belastet die öffentlichen Finanzen und bereitet folglich Behörden und Finanzinstituten bei der Suche nach angemessenen Mitteln für die Kofinanzierung von Kohäsionsprogrammen Liquiditätsprobleme. Sechs Mitgliedstaaten sind von der Krise besonders stark betroffen und erhalten derzeit Finanzhilfen aus dem Europäischen Finanzstabilisierungsmecha​nismus (EFSM) für die Euro-Länder oder aus dem Zahlungsbilanzmechanismus für Nicht-Euro-Län​der. Bei diesen Ländern handelt es sich derzeit um Ungarn, Rumänien, Lettland, Portugal, Griechen​land und Irland.
Die Europäische Kommission schlägt eine Änderung der Artikel 14 und 36 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 vor. Zum einen wird dadurch der Einsatz von Risikoteilungsinstrumenten im Rahmen der indirekten zentralen Mittelverwaltung ermöglicht und zum anderen können Mitgliedstaaten, die von gravierenden Schwierigkeiten in Bezug auf ihre finanzielle Stabilität betroffen oder bedroht sind, einen Teil der Mittel, die ihnen im Rahmen der kohäsionspolitischen Ziele "Konvergenz" und "Regi​onale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung" zugewiesen wurden, für die Bildung von Rücklagen und die Kapitalzuweisung für Darlehen und Garantien zur Verfügung stellen, die direkt oder indirekt von der EIB und anderen internationalen Finanzinstitutionen an Projektträger bzw. öffentliche und private Partner vergeben werden. Die für die operationellen Programme des Programm​planungszeitraums 2007-2013 festgelegten Höchstbeträge für die Unterstützung bleiben von den vorgeschlagenen Änderungen der allgemeinen Verordnung unberührt.

Der EWSA befürwortet die vorgeschlagenen Änderungen von Artikel 14 und Artikel 36 der Verord​nung (EG) Nr. 1083/2006 zur Unterstützung der Mitgliedstaaten, die von der Krise am stärksten betroffen sind und Finanzhilfen aus dem Zahlungsbilanzmechanismus oder dem EFSM erhalten.

Ansprechpartner:
Marco Thyssen
(Tel.: 00 32 2 546 84 11 – E-Mail: marco.thyssen@eesc.europa.eu) 
2. 
INDUSTRIEPOLITIK
· Eine Weltraumstrategie im Dienst der Bürger
Berichterstatter:
Edgardo IOZIA (Arbeitnehmer – IT)

Referenzen:

KOM(2011) 152 endg. – CESE 1849/2011
Kernaussagen:

Der EWSA erachtet den Weltraum als eine unersetzbare strategische Ressource, mit der die EU ihren Bedürfnissen im sozialen, wirtschaftlichen und sicherheitsspezifischen Bereich gerecht werden kann. Er begrüßt den Fortschritt von Programmen wie GMES und GALILEO, deren Finanzierung sicherzu​stellen ist. 

Der EWSA erkennt an, dass die Weltraumpolitik in die geteilte Zuständigkeit der EU mit den Mit​gliedstaaten fällt. Der Ausschuss spricht sich für eine stärkere Partnerschaft mit den Mitgliedstaaten aus, auch mit jenen, die nicht der Europäische Weltraumorganisation (ESA) angehören, um deren ein​zelne Maßnahmen und Kompetenzen in der Raumfahrt zu koordinieren. 
Der EWSA weist auf den maßgeblichen Beitrag der Weltraumpolitik für Sicherheit und Verteidigung hin.

Er betont abschließend, dass im Bereich der Erforschung und Nutzung des Weltraums die Zusam​menarbeit mit den Partnern der EU, wie den USA, Russland und Japan, verstärkt und möglichst bila​terale Abkommen mit den aufsteigenden Weltraummächten wie China, Indien und Brasilien geschlos​sen werden sollten.

Ansprechpartner:
Patrick Klein
(Tel.: 00 32 2 546 96 15 – E-Mail: patrick.klein@eesc.europa.eu)
· Nachhaltige energieintensive Industrien
Berichterstatter:
Edgardo IOZIA (Arbeitnehmer – IT) 

Ko-Berichterstatter:
Dirk Jarré (Kat. 3 – DE)
Referenz: 

Initiativstellungnahme – CESE 1857/2011
Kernaussagen:

Nach Ansicht des EWSA wird Europa nur dann dem sich verschärfenden internationalen Wettbewerb standhalten können, wenn es hochinnovative Systeme einführt sowie die Technologie-, Umwelt- und Produktionsstandards anhebt.

Die Erzeugnisse aus energieintensiven Industrien sind das Fundament der Wertschöpfungskette in allen Sektoren der verarbeitenden Industrie, in der ein Großteil der Arbeitsplätze in der EU angesie​delt ist. Ein stabiler Regulierungsrahmen ist angesichts der Investitionszyklen in energieintensiven Industrien, die zwischen sieben und in manchen Fällen zwanzig Jahre betragen, von enormer Bedeu​tung.

Der EWSA empfiehlt nachdrücklich die Möglichkeit, das System der unentgeltlichen Vergabe von EU-EHS-Zertifikaten an jene Unternehmen aufrechtzuerhalten, die bereits Spitzenergebnisse erzielen.

Europa exportiert seine Edelwerkstoffe, doch sollte stattdessen die einheimische Wiederverwendung dieser Werkstoffe gefördert werden, wobei möglichst auf Recyclingverfahren gesetzt werden sollte, wodurch die in den Werkstoffen enthaltene Energie bewahrt werden kann.

Die energieintensiven Industrien sollten dazu angehalten werden, langfristige Investitionen im Ener​giesektor zu tätigen und Energie im Rahmen mehrjähriger Verträge zu stabilen Preisen zu kaufen. Maßnahmen von Unternehmen, die beachtliche Ergebnisse im Bereich der Energieeffizienz erzielen, sollten mit steuerlichen Anreizen gefördert werden.

Der EWSA fordert die EU-Institutionen auf, die Programme für Forschung und Innovation mit Blick​richtung auf Energieeffizienz und Diversifizierung auszubauen und sie dauerhaft in die Entwick​lungsmaßnahmen einzubeziehen.

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) können einen wichtigen Beitrag zum Erreichen einer hohen Energieeffizienz leisten. Hierfür müssen spezifische und geeignete Förderprogramme aufgelegt wer​den.

Abschließend ist eine integrierte Industriepolitik unerlässlich, welche die externen Variablen stets unter Kontrolle hält und es den europäischen Unternehmen ermöglicht, ausreichend wettbewerbsfähig zu sein.

Ansprechpartnerin:
Aleksandra Wieczorek
(Tel.: 00 32 2 546 93 89 – E-Mail: aleksandra.wieczorek@eesc.europa.eu)
3. 
BESCHÄFTIGUNG UND SOZIALES
· Gefährdung der Arbeitnehmer durch physikalische Einwirkungen (elektromagnetische Felder)
Berichterstatterin:
An LE NOUAIL MARLIÈRE (Arbeitnehmer – FR)
Referenzen: 

KOM(2011) 348 endg. – 2011/0152 (COD) – CESE 1855/2011
Kernaussagen:

Der EWSA empfiehlt, diese Richtlinie anzunehmen und sie baldmöglichst in einzelstaatliches Recht umzusetzen.

Gleichzeitig spricht sich der Ausschuss dafür aus, unverzüglich die Anwendung des Vorsorgeprinzips zur Berücksichtigung der Risiken nichtthermischer biologischer Auswirkungen von Emissionen elek​tromagnetischer Felder auf den Weg zu bringen. Die langfristige Gesundheit der Arbeitnehmer muss in vollem Umfang und auf einem hohen Niveau durch den Einsatz der besten verfügbaren Technolo​gien zu wirtschaftlich vertretbaren Preisen gewährleistet werden. Der Ausschuss erwartet, dass der Wortlaut der Richtlinie entsprechend geändert wird.

Mit Blick auf die Gewährleistung der Wirksamkeit und Glaubwürdigkeit dieses Vorsorgeprinzips unterstützt der Ausschuss den Ansatz der Kommission zur Festlegung von Grenzwerten. Um den vollen Nutzeffekt zu erzielen, empfiehlt der Ausschuss jedoch feste Grenzwerte in Anlehnung an jene Werte, die bei der Umsetzung der Richtlinie 2004/40/EG (durch Österreich, die Tschechische Repu​blik, die Slowakei, Litauen, Lettland, Estland und Italien) festgesetzt wurden.

Die Unabhängigkeit der Forschungseinrichtungen, die an der Definition der Grenzwerte für die Expo​sition von Arbeitnehmern gegenüber elektromagnetischer Strahlung, der Feststellung ihrer Wirkung und Folgen für die öffentliche Gesundheit und der Festlegung der Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit der dieser Strahlung ausgesetzten Arbeitnehmer beteiligt sind, muss gestärkt werden. Die Interessenkonflikte, in denen Mitglieder dieser Einrichtungen in Bezug auf die Finanzierung ihrer Forschungsarbeit oder ihre Aufträge stehen, müssen beendet werden (Verfahren und Ausschreibun​gen, Vergabe an unabhängige öffentliche Forschungsinstitute).

Der Ausschuss räumt ein, dass eine Ausnahmeregelung für Berufe, die die Magnetresonanz (MR) für medizinische Anwendungen nutzen, erforderlich ist. Diese muss jedoch befristet sein und mit einer Aufstockung der Mittel für die Erforschung neuer Technologien, die dem Schutz der Arbeitnehmer vor Auswirkungen der elektromagnetischen Felder dienen, und alternativer Techniken einhergehen. Für Arbeitnehmer, die unter die Ausnahmeregelung fallen, sollten umfassendere Schutzmaßnahmen, eine besondere ärztliche Betreuung und eine Haftpflichtversicherung für während der Arbeit auftre​tende Fehler im Zusammenhang mit der starken Exposition gegenüber elektromagnetischen Feldern vorgesehen werden. Nach Auffassung des Ausschusses sollten diese Maßnahmen nicht nur für medi​zinische Berufe gelten, sondern auch für alle anderen Arbeitnehmer, die aufgrund der Ausnahme​regelung in Artikel 3 des Vorschlags von den allgemeinen Bestimmungen der Richtlinie ausgenom​men werden könnten.

Ansprechpartner:
Erik Madsen
(Tel.: 00 32 2 546 90 39 – E-Mail: erik.madsen@eesc.europa.eu)
4. 
FREIHEIT, SICHERHEIT UND RECHT 

· Rechte des Kindes
Berichterstatterin:
Kinga JOÓ (Verschiedene Interessen – HU)

Referenzen: 

KOM(2011) 60 endg. – CESE 1853/2011
Kernaussagen:

Der EWSA begrüßt die "EU-Agenda für die Rechte des Kindes" und hofft, dass sie der Ausgangs​punkt für die vollständige Umsetzung der VN-Kinderrechtskonvention sowie für die weitestgehende Berücksichtigung der Rechte von Kindern sein wird.
Der EWSA schlägt vor, dass Programme zur Gewährleistung der Durchsetzung und des Schutzes der Rechte des Kindes mit anderen EU-Programmen (in den Bereichen Bildung, Jugend, Integration der Roma, Armutsbeseitigung, kinderfreundliche Justiz, Solidarität zwischen den Generationen, Außen​beziehungen) zusammenwirken.

Nach Meinung des EWSA sollten mehr Daten und Informationen herangezogen werden, wie etwa Berichte, die von Staaten und zivilgesellschaftlichen Organisationen für den VN-Ausschuss für die Rechte des Kindes erstellt werden. Der EWSA empfiehlt eine enge Zusammenarbeit zwischen der EU und dem Europarat, um Synergieeffekte zwischen ihren Maßnahmen zu bewirken.

Kinder müssen in angemessener Weise an der Ausarbeitung von Entscheidungen, die sie betreffen, und an der Bewertung von Maßnahmen beteiligt werden. Ferner müssen unbedingt die Meinungen von Berufsverbänden und mit Kindern arbeitenden Fachkräften berücksichtigt werden.
Der EWSA spricht sich dafür aus, dass die EU, sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene besonders auf den Schutz und die Durchsetzung der Rechte hochgradig schutzbedürftiger Kategorien von Kindern achtet.

Der EWSA verurteilt Gewalt gegen Kinder in sämtlichen Ausprägungen, darunter auch die im häuslichen Umfeld zu Erziehungszwecken ausgeübte Gewalt; er fordert alle Mitgliedstaaten auf, die körperliche Züchtigung von Kindern zu untersagen, und wiederholt die Forderung nach einem Sonderbeauftragten.

Der Ausschuss erachtet es als besonders wichtig, über die Rechte des Kindes zu informieren und Lehrveranstaltungen zu dem Thema anzubieten. Dabei sollte besonderes Augenmerk auf der Schu​lung derjenigen liegen, die mit Kindern und Familien arbeiten, und auf der Schulung der Eltern und der Kinder selbst. Die Mitgliedstaaten sollten Familien in jeder erdenklichen Weise unterstützen, da dies am meisten im Interesse der Kinder liegt.
Der EWSA fordert einen geschützten Rahmen für die Anhörung von Kindern, die sexuellem Missbrauch zum Opfer gefallen oder die von dem zivilgerichtlichen Scheidungsverfahren ihrer Eltern betroffen sind. Kinder dürfen durch ihre Vernehmung als Zeugen nicht zusätzlich traumatisiert werden. Die Vernehmung sollte von besonders ausgebildeten Fachleuten begleitet werden.

Die Kinderarmut und ein Leben voller Entbehrungen sowie die Diskriminierung und Ausgrenzung von Kindern sind einige der größten Hindernisse bei der Durchsetzung der Rechte des Kindes; der EWSA erneuert daher seine in früheren Stellungnahmen abgegebene Empfehlung, bei der Umsetzung, Überwachung und Bewertung von Maßnahmen in diesen Bereichen ganz besonders auf eine enge Verknüpfung mit den Zielen der Europa-2020-Strategie zur Verringerung der Armut und im gesamten Bildungsbereich zu achten. Kinderpolitische Strategien und Maßnahmen sollten stets Vorrang genie​ßen.

Ansprechpartnerin:
Valeria Atzori
(Tel.: 00 32 2 546 87 74 – E-Mail: valeria.atzori@eesc.europa.eu)

· Opferrechte in der EU
Berichterstatterin:
Kathleen WALKER SHAW (Arbeitnehmer – UK)

Referenzen: 
KOM(2011) 274 endg., KOM(2011) 275 endg. – 2011/0129 (COD)
CESE 1854/2011
Kernaussagen:

Der EWSA ist besorgt über das geringe Vertrauen von Opfern in das Rechtssystem; er sieht es als erforderlich an, die Position von Opfern – insbesondere solchen, die mehrfach zu Opfern wurden – zu stärken und Vertrauen bei den Bürgern zu schaffen, um den Teufelskreis der Viktimisierung zu durchbrechen. Er fordert die Kommission auf, unterstützende Maßnahmen und Finanzmittel zu erwä​gen.
Der EWSA fordert Begleitmaßnahmen zur Stärkung und Formalisierung des Netzes der Opferhilfs​dienste in der gesamten EU und schlägt vor, dieses Netz dauerhaft aus EU-Haushaltsmitteln finanziell zu unterstützen. Zudem empfiehlt er, dass Hilfsdienste Personen, die im Ausland Opfer von Straftaten geworden sind, sowie deren Familien auch beim Rücktransport in die Heimat betreuen sollten. Der EWSA ist ferner der Überzeugung, dass Opferhilfsdienste flexibel und fähig sein sollten, Mittel gezielt an potenzielle regionale Brennpunkte zu leiten.
Der EWSA ist für die stärkere Einbeziehung der Zivilgesellschaft in die Erarbeitung konkreter Hilfs​maßnahmen für Opfer von Straftaten und ersucht die Kommission, Begleitmaßnahmen und finanzielle Mittel bereitzustellen, damit dies möglich wird.
Für die anstehende Überarbeitung der Richtlinie fordert der EWSA die Kommission zu weitreichen​den und notwendigen Verbesserungen der Bestimmungen zur Opferentschädigung auf, wobei eine EU-weite Entschädigungsregelung für Opfer von Straftaten in Betracht gezogen werden sollte. Dabei sollte die Kommission den Mitgliedstaaten deutlich machen, dass mit der Richtlinie Mindeststandards gesetzt werden und ein Grundstock an Rechten geschaffen wird, der nationale Umsetzungsvorschrif​ten zulässt, die einen weiter reichenden Schutz ermöglichen.
Ansprechpartner:
Pierluigi Brombo
(Tel.: 00 32 2 546 97 18 – E-Mail: pierluigi.brombo@eesc.europa.eu)
· Recht auf Rechtsbeistand und Recht auf Kontaktaufnahme bei der Festnahme

Berichterstatter:
Edouard DE LAMAZE (Verschiedene Interessen – FR)
Referenzen: 
KOM(2011) 326 endg. – 2011/0154 (COD) – CESE 1856/2011
Kernaussagen:

Der EWSA begrüßt das Anliegen dieser Richtlinie ausdrücklich. Sie kennzeichnet einen unbestreit​baren Fortschritt, sowohl was die erforderliche Rechtssicherheit als auch was die Gewährleistung die​ser Rechte in den verschiedenen Mitgliedstaaten betrifft. 

Die aktive Unterstützung eines frei gewählten Rechtsbeistands vom Beginn des Strafverfahrens an ist eine Gewähr für ein faires Verfahren.

Der EWSA bedauert zutiefst, dass die Maßnahme zur Prozesskostenhilfe zunächst zurückgestellt wurde.

Das im Richtlinienvorschlag vorgesehene Recht auf einen Rechtsbeistand ist nach Auffassung des EWSA mit den Erfordernissen der Ermittlungen vereinbar und kann sogar – indem es dazu beiträgt, die Zulässigkeit der erhobenen Beweise zu gewährleisten – zum ordnungsgemäßen Ablauf des Straf​verfahrens beitragen, sofern gewisse Voraussetzungen gewahrt sind.

Da der Verteidigung neue Rechte eingeräumt werden, fordert der EWSA den Rat auf, aus Gründen der Ausgewogenheit auch Leitlinien für einen besseren Schutz der Opferrechte festzulegen.
Ansprechpartner:
Pierluigi Brombo

(Tel.: 00 32 2 546 97 18 – E-Mail: pierluigi.brombo@eesc.europa.eu)

5. 
WETTBEWERBSPOLITIK
· Bericht über die Wettbewerbspolitik 2010
Berichterstatter:
Paulo BARROS VALE (Arbeitgeber – PT)

Referenzen:

KOM(2011) 328 endg. – CESE 1850/2011
Kernaussagen:

Der EWSA beglückwünscht die Kommission zu den Errungenschaften der letzten 40 Jahre im Bereich des Wettbewerbs. Er begrüßt ihre Absicht, Änderungen im Bericht über Wettbewerbspolitik zu fördern, und unterstreicht, dass der Inhalt des Dokuments auf einem strategischeren Ansatz beru​hen sollte, um den Weg für eine Debatte zu bereiten, die sich nicht auf das Wettbewerbsrecht, sondern die Wettbewerbspolitik bezieht.
Außerdem weist der EWSA auf Folgendes hin:

· auf mögliche Wettbewerbsstörungen, die zu einer Verlängerung der Krise und der getroffenen befristeten Maßnahmen führen können;

· darauf, dass ein fairer Außenhandel und die rigorose Einhaltung der grundlegenden ILO-Übereinkommen gewährleistet werden müssen;

· auf die Risiken der Liberalisierung des Energiesektors, sowohl was die Qualität und Kontinui​tät der Versorgung als auch was den Preis betrifft;
· auf die Preisschwankungen auf dem Rohstoffmarkt;
· darauf, dass die nationalen Wettbewerbsbehörden ihre Rolle als Regulierungsinstanzen in Bereichen, in denen die Preise dem Schwanken der Rohstoffpreise unterliegen, nicht wahr​nehmen;

· darauf, dass der Bereich der großen Einzelhandelsunternehmen durch die nationalen Wettbe​werbsbehörden überwacht werden sollte;

· auf die Notwendigkeit von Legislativvorschlägen zu den Schadenersatzklagen wegen Verlet​zung des EG-Wettbewerbsrechts;

· auf die zentrale Bedeutung der Schaffung eines europäischen Patents;
· auf die Möglichkeit der Selbstregulierung, die seines Erachtens die Entwicklung bestimmter Märkte unter Förderung des fairen Handels wirksam stimulieren kann.

Ansprechpartner:
Luís Lobo
(Tel.: 00 32 2 546 97 17 – E-Mail: luis.lobo@eesc.europa.eu)
6. 
VERKEHR
· Kontrollgerät im Straßenverkehr
Berichterstatter:
Jan SIMONS (Arbeitgeber – NL)

Referenzen: 

KOM(2011) 451 endg. - 2011/0196 (COD) – CESE 1863/2011
Kernaussagen:
Der EWSA begrüßt generell den Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 über das Kontrollgerät im Straßenverkehr und der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 über Lenk- und Ruhezeiten von Fahrern, da hierdurch die Verkehrssicherheit und die Arbeitsbedingungen von Fahrern verbessert und ein lautererer Wettbewerb zwischen Straßen​verkehrsunternehmen ermöglicht werden.
Zustimmen kann der Ausschuss auch der Möglichkeit der Fernkommunikation vom Fahrtenschreiber zu Kontrollzwecken, die durch diesen Vorschlag geschaffen wird, damit Fahrer, die die Vorschriften einhalten, weniger gezielten Straßenkontrollen unterzogen werden.

Der Ausschuss nimmt die vorgeschlagenen Artikel bezüglich der Bauartgenehmigung erfreut zur Kenntnis. Die deutliche und umfassende Beschreibung von Aufgaben, deren Ausführung den Mit​gliedstaaten aufgrund europäischer Rechtsvorschriften übertragen wird, sollte als wegweisendes Bei​spiel dienen.

Nach Auffassung des Ausschusses könnte die künftige europäische Satellitenkommunikation u.U. andere Kontrollmechanismen ermöglichen, die auf lange Sicht kostengünstiger und zuverlässiger sind, weniger Platz im Fahrerhaus einnehmen und die Kontrolle erleichtern. Der Ausschuss fordert die Kommission auf zu prüfen, ob z.B. mithilfe passender Software über den schon in vielen Lkw vor​handenen Bordcomputer nicht dasselbe oder gar ein höheres Qualitätsniveau der Ziele des digitalen Fahrtenschreibers erreicht werden könnte.

Ansprechpartner:
Antoine Cochet

(Tel.: 00 32 2 546 86 98 – E-Mail: antoine.cochet@eesc.europa.eu)

· Mindestanforderungen für die Ausbildung von Seeleuten
Alleinberichterstatterin:
Anna BREDIMA (Arbeitgeber – EL)

Referenzen: 


KOM(2011) 555 endg. - 2011/0239 (COD) – CESE 1864/2011
Kernaussagen:
Der EWSA unterstützt den Richtlinienentwurf der Kommission. Für die EU-Mitgliedstaaten ist die Annahme dieses Vorschlags unerlässlich, da die Ausbildung von Seeleuten infolge des Inkrafttretens der in Manila beschlossenen Änderungen an dem STCW-Übereinkommen ab 2012 neuen Bestim​mungen über Fähigkeiten, Berufsprofile, Sicherheit und Befähigungszeugnisse auf internationaler Ebene unterliegt.

Der EWSA ist mit dem vorgeschlagenen Wortlaut von Artikel 15 Absatz 11 nicht einverstanden, wo es heißt, dass "die Mitgliedstaaten Tarifverträge genehmigen oder registrieren [können], die Ausnah​men von den [...] vorgeschriebenen Ruhezeiten [der Seeleute] gestatten". Die EU-Richtlinie darf nicht vom Wortlaut der bestehenden internationalen und europäischen Rechtsvorschriften abweichen, näm​lich von dem ILO-Übereinkommen Nr. 180, dem ILO-Übereinkommen über Mindestarbeitsnormen im Seeverkehr von 2006 und der Richtlinie 1999/63/EG. 

Der EWSA schlägt vor, das Standardmuster zur Registrierung der Ruhe- und der Arbeitszeit in der vorgeschlagenen Richtlinie zu spezifizieren. In dem Standardmuster könnte auf die IMO- bzw. ILO-Leitlinien für die Erstellung von Übersichten über die Arbeitsorganisation an Bord und von Verzeich​nissen über die Arbeits- und Ruhezeiten der Seeleute verwiesen werden.

Der EWSA merkt an, dass das STCW-Übereinkommen bereits am 1. Januar 2012 in Kraft treten wird, die vorgeschlagene Richtlinie aber aufgrund der vorbereitenden Gesetzgebungsverfahren im Rat der EU und im Europäischen Parlament nicht vor Juli 2012. Der EWSA verweist darauf, dass es mit den neuen Arbeitszeiten der Seeleute Probleme bei der Kontrolle durch den Hafenstaat außerhalb der EU geben wird und dass die europäischen Seeleute zunächst keine Befähigungszeugnisse nach STCW 2010 haben werden. 

Bezüglich der Bewertung von Drittländern zur Anerkennung ihrer Ausbildungseinrichtungen und Befähigungszeugnisse geht der EWSA davon aus, dass die Verlängerung von derzeit drei auf 18 Monate realistisch ist.

Der EWSA begrüßt, dass die EU-Mitgliedstaaten dazu verpflichtet werden, der Europäischen Kom​mission für statistische Analysen standardisierte Informationen über die Ausstellung von Befähi​gungszeugnissen für Seeleute zu übermitteln.

Der EWSA schlägt vor, die Definition eines Schiffsbetriebstechnikers gemäß den Bestimmungen des STCW-Übereinkommens in die vorgeschlagene Richtlinie aufzunehmen.

Der EWSA fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, angesichts der weltweiten Zunahme von Piratenangriffen umgehend die Frage eines Piratenabwehrtrainings für Seeleute zu prüfen. Grundlage eines solchen Trainings sollten die einschlägigen bewährten Praktiken der Vereinten Nati​onen und der Internationale Kodex für die Gefahrenabwehr auf Schiffen und in Hafenanlagen (ISPS) sein.

Ansprechpartner:
Sébastien Occhipenti
(Tel.: 00 32 2 546 84 24 – E-Mail: sebastien.occhipenti@eesc.europa.eu)
· Doppelhüllen für Einhüllen-Öltankschiffe (Neufassung)

Stellungnahme der Kategorie C
Referenzen: 

KOM(2011) 566 endg. - 2011/0243 (COD) – CESE 1865/2011
Ansprechpartner:
Sébastien Occhipenti
(Tel.: 00 32 2 546 84 24 – E-Mail: sebastien.occhipenti@eesc.europa.eu)

7. 
NACHHALTIGE ENTWICKLUNG
· Maßnahmen für die nachhaltige Bewirtschaftung der Fischereiressourcen im Mittelmeer
Berichterstatterin: 
An LE NOUAIL MARLIÈRE (Arbeitnehmer – FR)
Referenzen: 

KOM(2011) 479 endg. – 2011/0218 (COD) – CESE 1858/2011
Kernaussagen:
Der Ausschuss ist der Ansicht, dass bezüglich der Maßnahmen für eine nachhaltige Bewirtschaftung der Fischereiressourcen im Mittelmeer ein Rückgriff auf delegierte Rechtsakte im Einklang steht mit dem durch den Vertrag von Lissabon eingeführten Grundsatz der Vereinfachung, mit den Bestim​mungen von Artikel 290 AEUV und mit dem bisher von der Kommission verfolgten Ansatz, der vom Ausschuss in vergleichbaren Fällen gebilligt worden ist.
Ansprechpartner:
Arturo Iniguez Yuste

(Tel.: 00 32 2 546 87 68 – E-Mail: arturo.iniguez@eesc.europa.eu)

8. 
GEMEINSAME AGRARPOLITIK
· Grünbuch "Den Verbraucher auf den Geschmack bringen"/ Absatz​förderungsmaßnahmen für Agrarerzeugnisse im Binnenmarkt und in Drittländern
Berichterstatterin:
Dilyana SLAVOVA (Verschiedene Interessen – BG)

Referenzen:

KOM(2011) 436 endg., KOM(2011) 663 endg. - 2011/0290 (COD) 





CESE 1859/2011
Kernaussagen:
Der EWSA begrüßt das Grünbuch und empfiehlt der Kommission, die Absatzförderungsstrategie für Agrar- und Lebensmittelerzeugnisse zu einer der politischen Prioritäten der kommenden Jahre zu machen und ein Budget dafür aufzustellen, das ihren Zielsetzungen gerecht wird. Zwei grundlegende Ziele sollen dabei die Information und Aufklärung der Verbraucher auf dem EU-Markt durch die Hervorhebung der strengen EU-Normen bezüglich Gesundheits-, Umwelt- und Tierschutz und Arbeitnehmerrechte sowie die Exportförderung auf dem Außenmarkt sein. Die Verwaltungsverfahren sollten durch mehr Transparenz bei der Auswahl der Programme auf der nationalen Ebene vereinfacht werden. Es sollten Leitlinien für die Mitgliedstaaten und ein strenges Bewertungssystem anhand kon​kreter Indikatoren aufgestellt werden. Mehrländerprogramme, die sich auf eine Reihe von Erzeugnis​sen erstrecken, sollten prioritär behandelt werden. 

Der EWSA weist auf die niedrigeren Kapazitäten der Branchenverbände in den neuen Mitgliedstaaten hin und empfiehlt der Kommission, erhöhte Vorauszahlungen für diese Verbände zu erwägen. Die Kommunikation und Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission sowie zwi​schen den Mitgliedstaaten untereinander sollten verbessert werden. Der EWSA empfiehlt der Kom​mission die Erstellung eines Handbuchs, das den Begünstigten bei der Einhaltung der Regeln und Verfahren der Strategie helfen könnte.

Der EWSA empfiehlt, Pilotprojekte zur Marktdurchdringung der Außenmärkte zu unterstützen. In den Förderbestimmungen sollte die Rolle der Marken geklärt und die Herkunftsangabe bei Erzeugnissen zugelassen werden. Die Liste der Erzeugnisse sollte auf all diejenigen Produkte erweitert werden, die für "europäische Qualitätserzeugnisse" stehen.

Der Ausschuss ist der Ansicht, dass die Befugnisse zum Erlass delegierter Rechtsakte und Durchfüh​rungsrechtsakte nach Maßgabe des Vorschlags der Kommission KOM(2011) 663 endg. die Kohärenz der Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen für Agrarerzeugnisse verbessern und zu ihrer einheitlichen Anwendung beitragen werden. Der EWSA empfiehlt der Kommission, regelmäßige Kontakte zu Interessenträgern und vorschlagenden Organisationen zu halten und auf ihre Vorschläge angemessen zu reagieren.

Ansprechpartnerin: 
Rayka Hauser

(Tel.: 00 32 2 546 86 78 – E-Mail: rayka.hauser@eesc.europa.eu)
· Elektronische Datenbanken als Teil von Überwachungsnetzen/ elektronische Kennzeichnung von Rindern
Berichterstatter:
Henri BRICHART (Arbeitgeber – FR)

Referenzen:
KOM(2011) 524 endg. - 2011/0228 (COD), KOM(2011) 525 endg. - 
2011/0229 (COD)





CESE 1860/2011
Kernaussagen:
Das europäische System der Kennzeichnung und Registrierung von Rindern gewährleistet die Trans​parenz, Rückverfolgbarkeit und Handlungsfähigkeit, die dazu beigetragen haben, ansteckende Krank​heiten zu bekämpfen und nach der BSE-Krise das Vertrauen der Verbraucher wiederherzustellen. Durch die Weiterentwicklung der Technologien zur elektronischen Kennzeichnung kann der Verwal​tungsaufwand für den Rindfleischsektor reduziert werden. Die Kosten werden jedoch im Wesentli​chen von den Landwirten getragen, während die Vorteile zum großen Teil den nachgeschalteten Akteuren zugutekommen. 

Der EWSA ist daher der Ansicht, dass die elektronische Kennzeichnung von Rindern in der EU nicht zwingend vorgeschrieben werden sollte, da es wenig wahrscheinlich ist, dass die sehr hohen Kosten hierfür durch den Markt kompensiert werden können und den Verbrauchern echte zusätzliche Vorteile entstehen. Für den Fall jedoch, dass in einem Mitgliedsland die Akteure der Lebensmittelkette mit der Anwendung dieser Technologie einverstanden wären, sollte dieser Mitgliedstaat die Möglichkeit haben, die Technologie auf seinem Gebiet zwingend vorzuschreiben. Ferner sollte den Züchtern die Möglichkeit einer freiwilligen Anwendung der elektronischen Kennzeichnung gewährt werden. Um Wettbewerbsverzerrungen auf dem Binnenmarkt zu vermeiden, müsste somit das Land, das die Kenn​zeichnung zwingend vorschreibt, die Kosten für die elektronische Kennzeichnung der in sein Gebiet importierten Tiere übernehmen. Der EWSA sieht es als unabdingbar an, dass die Technologien zur elektronischen Kennzeichnung unter Berufung auf internationale Normen vereinheitlicht werden.

Ansprechpartnerin: 
Rayka Hauser

(Tel.: 00 32 2 546 86 78 – E-Mail: rayka.hauser@eesc.europa.eu)
· Geografische Angaben für aromatisierte Weinerzeugnisse
Berichterstatter:
José María ESPUNY MOYANO (Arbeitgeber – ES)

Referenzen:

KOM(2011) 530 endg. - 2011/0231 (COD) – CESE 1861/2011
Kernaussagen:
Der EWSA stellt fest, dass der Verordnungsvorschlag im Wesentlichen auf die Vereinfachung und Modernisierung dieser Rechtsvorschriften, die das ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarkts für diese Erzeugnisse ermöglicht sowie die sachgerechte Information der Verbraucher und deren angemessenen Schutz sichergestellt haben, beschränkt ist. 

Ansprechpartner:
Arturo Iniguez Yuste

(Tel.: 00 32 2 546 87 68 – E-Mail: arturo.iniguez@eesc.europa.eu)

· Abgabe von Nahrungsmitteln an Bedürftige in der EU
Berichterstatter:
Yves SOMVILLE (Verschiedene Interessen – BE)

Referenzen:

KOM(2011) 634 endg. – 2008/0183 (COD) – CESE 1862/2011
Kernaussagen:
Der Ausschuss begrüßt den Vorschlag der Kommission und insbesondere die Ausweitung der für die Durchführung des Programms für die Abgabe von Nahrungsmitteln an Bedürftige in der EU 2012 und 2013 vorgeschlagenen Rechtsgrundlage. Dadurch würde das Programm zur Erreichung der GAP-Ziele und gleichzeitig zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts in der Union beitragen. 

Der EWSA unterstützt die Notwendigkeit, die Durchführung des Programms fortzusetzen und die aus dem Haushalt der Gemeinsamen Agrarpolitik für die Jahre 2012 und 2013 bereitgestellten Haus​haltsmittel auf dem jetzigen Niveau beizubehalten. 

Nach Auffassung des EWSA ist diese Unterstützung wirklich von entscheidender Bedeutung, da infolge der Wirtschafts- und Finanzkrise die Anzahl der Menschen, die auf das Programm angewiesen sind, kontinuierlich wächst. 

Die Umsetzung des Nahrungsmittelhilfeprogramms wird in den Mitgliedstaaten von zahlreichen Freiwilligen und Mitgliedern humanitärer Organisationen bewerkstelligt, für die eine Kürzung der vorgesehenen Mittel für 2011 und 2012 um 75% bzw. seine beinahe gänzliche Einstellung aufgrund unzureichender Interventionsbestände 2013 nicht nachvollziehbar wäre.

Darüber hinaus begrüßt der EWSA, dass die Kommission einige Empfehlungen aus seiner voran​gegangenen Stellungnahme vom Januar 2011 berücksichtigt hat, u.a. die Fortschreibung einer 100%igen Finanzierung aus dem GAP-Haushalt für die Jahre 2012 und 2013 sowie die Möglichkeit, bestimmte Kosten zu erstatten, die den humanitären Organisationen im Zusammenhang mit der Ver​waltung, Beförderung und Lagerung entstehen. 

Der EWSA begrüßt, dass die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, sich vorzugsweise für Nah​rungsmittel europäischer Herkunft zu entscheiden.

Ansprechpartnerin:
Maarit Laurila
(Tel.: 00 32 2 546 97 39 – E-Mail: maarit.laurila@eesc.europa.eu)
9. 
HANDELSPOLITIK
· Handel, Wachstum und Weltgeschehen – Handelspolitik als Kernbestand​teil der Strategie Europa 2020
Berichterstatterin: 
Evelyne PICHENOT (Verschiedene Interessen – FR)
Referenzen: 

KOM(2010) 612 endg. – CESE 1866/2011
Kernaussagen:
Die Europäische Kommission veröffentlichte diese Mitteilung Ende 2010, d.h. zu einer Zeit, da der Welthandel tiefgreifende Änderungen erfuhr, in denen sich der gegenwärtige Globalisierungsprozess von früheren Phasen unterscheidet. Als einer der außenpolitischen Aspekte der Strategie Europa 2020 hat die Handelspolitik der EU die Aufgabe sicherzustellen, dass der Handel zu einem stetigen Wachstum – das für die Überwindung der Krise jetzt noch fehlt – beiträgt und dabei den Fortbestand der sozialen Marktwirtschaft gewährleistet sowie den Übergang zu einer CO2-armen Wirtschaft unterstützt. Die immer häufigeren und komplexeren bilateralen Verhandlungen dürfen nicht dazu füh​ren, dass die EU ihre Anforderungen im sozialen und ökologischen Bereich lockert. Der Ausschuss unterstreicht, dass die Einbeziehung der Zivilgesellschaft in die Umsetzung und Überwachung der Handelsabkommen der EU von immer größerer Bedeutung ist, insbesondere mit Blick auf die Kapitel zur nachhaltigen Entwicklung. Er ist bereit, sich am Überwachungsverfahren zu beteiligen und für den jährlichen Bericht die Beobachtungen der auf alle Beteiligten erweiterten europäischen Zivil​gesellschaft zusammenzutragen. Des Weiteren steht er zur Verfügung, um im Zuge gemeinsamer Arbeiten mit der Zivilgesellschaft des Partnerlandes die Vermittlerrolle zu übernehmen und dafür Sorge zu tragen, dass die konkreten Auswirkungen dieser Abkommen auch wirklich berücksichtigt werden.

Ansprechpartnerin:
Tzonka Iotzova
(Tel.: 00 32 2 546 89 78 – E-Mail: tzonka.iotzova@eesc.europa.eu)

· Schema allgemeiner Zollpräferenzen
Berichterstatter:
Jonathan PEEL (Arbeitgeber – UK)

Referenzen:

KOM(2011) 241 endg. – 2011/0117 (COD) – CESE 1868/2011
Kernaussagen:

Der Ausschuss begrüßt nachdrücklich, dass sich die Kommission bei ihrer Überarbeitung des Allge​meinen Zollpräferenzsystems (APS) entschlossen dafür engagiert, noch mehr Gewicht auf die Unter​stützung der bedürftigsten Länder zu legen, indem deren Exporteinnahmen gefördert werden, um so besser für einen wirklichen Rückgang der Armut sorgen zu können. Der Ausschuss befürwortet die Absicht der Kommission, die Zahl der zur Teilnahme am APS berechtigten Länder zu reduzieren, jedoch die Zahl der Zolltarifpositionen und betroffenen Waren nicht wesentlich zu erhöhen, damit die Hauptbegünstigten die bedürftigsten Länder sind. Der Ausschuss begrüßt außerdem nachdrücklich, dass diese Gelegenheit ergriffen wurde, neben der Einhaltung der Grundprinzipien nachhaltige Ent​wicklung und verantwortungsvolle Staatsführung zu einer stärkeren Wahrung grundlegender Men​schen- und Arbeitnehmerrechte anzuhalten. Der Ausschuss begrüßt die erklärte Absicht der Kommis​sion, die Zivilgesellschaft und vor allem den Ausschuss selbst in Bezug auf die Einhaltung der wich​tigen Übereinkommen einzubeziehen. Gleichwohl empfiehlt der Ausschuss, einen "Überwachungs-" oder Konsultationsmechanismus einzurichten, über den die Zivilgesellschaft mutmaßliche Verstöße gegen die in der Verordnung vorgesehenen Übereinkommen durch APS-Empfänger melden kann. Hierbei sollte der Ausschuss aufgrund des in ihm versammelten Sachverstands als Vermittler oder Koordinator agieren.
Ansprechpartnerin:
Tzonka Iotzova
(Tel.: 00 32 2 546 89 78 – E-Mail: tzonka.iotzova@eesc.europa.eu)

10. 
EUROPÄISCHE NACHBARSCHAFTSPOLITIK
· Eine neue Antwort auf eine Nachbarschaft im Wandel
Berichterstatterin:
Emmanuelle BUTAUD-STUBBS (Arbeitgeber – FR)

Referenzen: 

KOM(2011) 303 endg. – CESE 1867/2011
Kernaussagen:
Der EWSA begrüßt die gemeinsame Mitteilung als eine rechtzeitige und dringend notwendige Anpas​sung der Politik der Europäischen Union. Er befürwortet das in der Mitteilung genannte Ziel, einen neuen Ansatz für die EU-Nachbarschaftspolitik zu entwickeln, um die Partnerschaft zwischen der EU und den Partnerländern zu stärken. Der EWSA stellt mit Zufriedenheit fest, dass in der Mitteilung ein neuer Schwerpunkt auf die Schlüsselrolle der Zivilgesellschaft bei der Stärkung des Demokratisie​rungsprozesses gelegt wird, und begrüßt die Schaffung zweier neuer Instrumente zur Förderung der Zivilgesellschaft, nämlich der Fazilität zur Förderung der Zivilgesellschaft und des Europäischen Fonds für Demokratie (EFD). Der EWSA ist bereit, eine aktive Rolle zur Unterstützung der Zivil​gesellschaft in den Nachbarländern zu übernehmen und mit seinem Sachverstand an der Schaffung eines effizienteren europäischen Rahmens für Zusammenarbeit und Partnerschaft mitzuwirken.
Ansprechpartnerin: 
Lucyna Kaminska
(Tel.: 00 32 2 546 87 03 – E-Mail: lucyna.kaminska@eesc.europa.eu)

11. 
HARMONISIERUNG
· Sportboote 
Berichterstatter:
Miklós PÁSZTOR (Arbeitnehmer – HU)

Referenzen:

KOM(2011) 456 endg. - 2011/0197 (COD) – CESE 1851/2011
Kernaussagen:

Der EWSA

· begrüßt den Vorschlag für eine Richtlinie und erachtet ihn als einen wichtigen Fortschritt auf dem Weg zur Verwirklichung der gemeinsamen Ziele der EU;

· empfiehlt jedoch, eindeutig klarzustellen, dass die Sicherheits- und Emissionsvorschriften für alle Gewässer gelten, nicht nur für das Meer, und dass die Sicherheitsvorschriften sich auf alle betreffenden Arten von Wasserfahrzeugen beziehen;

· ist der Auffassung, dass bei Kleinmotoren auch eine kürzere Übergangsfrist vorgesehen wer​den kann;
· vertritt die Ansicht, dass im Hinblick auf Geräuschemissionen die Kontrolle lokaler Vor​schriften auf EU-Ebene verstärkt werden sollte;
· bringt die Erwartung zum Ausdruck, dass sich die Europäische Union bemüht, im Bereich der Umweltvorschriften und -regelungen eine Vorreiterrolle zu spielen;

· erwartet von der Europäischen Kommission, dass sie möglichst umfassende Gruppen in die Konsultationen einbezieht und dafür sorgt, dass die Fragebögen in allen Sprachen der Teil​nehmer verfügbar sind und ausgefüllt werden können.

Ansprechpartner:
Gerald Klec
(Tel.: 00 32 2 546 99 09 – E-Mail: gerald.klec@eesc.europa.eu)

12. 
VERWALTUNGSZUSAMMENARBEIT
· Binnenmarkt-Informationssystem (IMI)
Berichterstatter:
Bernardo HERNÁNDEZ BATALLER (Verschiedene Interessen – ES)

Referenzen:

KOM(2011) 75 endg., KOM(2011) 522 endg. – 2011/0226 (COD)




CESE 1848/2011
Kernaussagen:

Der EWSA begrüßt die Absicht der Kommission, die Governance für den Binnenmarkt durch eine verstärkte Verwaltungszusammenarbeit zu verbessern, indem das Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) ausgebaut und weiterentwickelt wird. 
In diesem Zusammenhang:

· empfiehlt der EWSA, die Begriffsbestimmungen um den Begriff "IMI-Daten" zu ergänzen, definiert als Daten aus dem wirtschaftlich-beruflichen Bereich;
· empfiehlt der EWSA, die wirtschaftlichen und beruflichen Daten allen Bürgerinnen und Bür​gern sowie allen Unternehmen zugänglich zu machen;
· besteht der EWSA auf der Einhaltung der europäischen Datenschutzvorschriften. Er spricht sich entschieden gegen die im Verordnungsvorschlag vorgesehene Möglichkeit aus, die aus​getauschten Daten auch zu verarbeiten: einerseits weil in keiner der Richtlinien, auf die sich das IMI erstreckt, die Notwendigkeit der Datenverarbeitung zum Zweck der darin geregelten Verwaltungszusammenarbeit vorgesehen ist, und andererseits, weil die von der Kommission genannten praktischen Erfordernisse der Aufsicht und Kontrolle der Funktionsweise des IMI-Systems keineswegs ausreichend sind, um eine so erhebliche Ausdehnung des Umfangs des​sen, was mit den ausgetauschten personenbezogenen Daten geschieht, zu rechtfertigen, die bis zur Erstellung unabhängiger, separater Dateien im Wege der Datenverarbeitung reichen kann;
· empfiehlt der EWSA schließlich angesichts des quantitativen Sprungs, den dieses System bedeutet, der Zahl der Teilnehmer und des Informationsflusses, ein grundlegendes Streit​beilegungssystem für den Fall "transnationaler" Divergenzen vorzusehen.
Ansprechpartner:
Jean-Pierre Faure
(Tel.: 00 32 2 546 96 15 – E-Mail: jean-pierre.faure@eesc.europa.eu)
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